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Als der neue Kommissionspräsident Jean-Claude 

Juncker seinen Kandidaten für das Amt eines eu-

ropäischen Kommissars für Finanzstabilität, Fi-

nanzdienstleistungen und Kapitalmarktunion be-

kannt gab, war die Überraschung groß: Der Brite 

Jonathan Hill wird künftig die Regulierung des 

Finanzsektors und der zuständigen Behörden in 

Europa gestalten. Im Mittelpunkt der Diskussion 

um den neuen Kommissar stand vielfach die Fra-

ge, ob er durch seine bisherige Berufstätigkeit den 

Interessen der Londoner City zu nahe steht. In 

seinen ersten Äußerungen während der Anhö-

rungen vor dem ECON unterstrich Hill seine Un-

abhängigkeit und betonte gleichzeitig die Bedeu-

tung Großbritanniens für die EU.  

 

Hills Äußerungen zur Finanzmarktpolitik sind 

vielseitig zu lesen: Er unterstrich einerseits die 

Bedeutung der Proportionalität und schloss auch 

eine Überprüfung der Regulierungsagenda nicht 

aus. Er beteuerte andererseits, noch geplante 

Dossiers seines Vorgängers Michel Barnier 

umzusetzen. Dazu gehören vor allem die aktuellen 

Themen Finanztransaktionssteuer und Trenn-

banken. Von grundsätzlicher Bedeutung dürfte 

das Vorhaben einer “Kapitalmarktunion” sein, die 

bereits von Kommissionspräsident Juncker in 

seiner Antrittsrede aufgerufen wurde. Dabei geht 

es u. a. um eine stärkere Unternehmensfinanzier-

ung über den Kapitalmarkt. Hill schloss sich in 

besonderer Weise diesem Vorhaben an, das aus 

Sicht des BVR eine teilweise Abkehr von der Mit-

telstandsfinanzierung durch regionale Banken 

bedeuten kann. Hill kündigte die Einführung eines 

Fondsformats für langfristige Investoren (ELTIF), 

den Aufbau von Wachstumsmärkten für den Mit-

telstand und die Fortentwicklung des Markts für 

Privatplatzierungen an. 
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BVR – Finanzpolitik aktuell 
Informationen des Bundesverbandes der Deutschen Volksbanken und Raiffeisenbanken 

Nachdem im Mai die Bürgerinnen und Bürger bei 

der Europawahl das Wort hatten, bildete sich in 

den folgenden Monaten das neue Spitzenper-

sonal für die europäischen Institutionen aus. 

Neben den Vertretern im ECON-Ausschuss des 

Europäischen Parlamentes spielt die Kommission 

mit dem neuen Bankenkommissar Lord Hill eine 

herausgehobene Rolle. Welche Erwartungen hat 

der BVR an die neue Kommission im Finanzbe-

reich?  

 

Over the Hill?  Erwartungen an den neuen EU-Bankenkommissar   

BVR-Position: Der Neustart der eu-

ropäischen Institutionen bietet eine Chance 

für eine grundsätzliche Überprüfung der 

Finanzmarktregulierung, um die richtige Ba-

lance zwischen Wirtschaftswachstum und 

Bankenregulierung zu finden. Die neue 

Kommission mit Bankenkommissar Jonathan 

Hill sollte die vorliegende Agenda einer 

gründlichen Überprüfung unterziehen. Bei 

jedem europäischen Gesetzesakt gilt es, 

sorgfältig auf Proportionalität insbesondere 

mit Blick auf kleine und mittlere Institute 

sowie funktionierende regionale Modelle 

der Mittelstandsfinanzierung wie in 

Deutschland zu achten. Regional tätige 

Banken dürfen nicht genauso behandelt 

werden, wie international tätige systemrele-

vante Institute. Das gilt für die Errichtung 

der Bankenunion wie für alle künftigen 

Einzelgesetze. Vom neuen Kommissar 

erwartet der BVR, dass dieser die Vielfalt 

des Bankensektors, der nicht nur wie in 

Großbritannien aus internationalen Privat-

banken besteht, anerkennt und berück-

sichtigt. 
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Kurznachrichten: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Debatte zum Zahlungsverkehr in entscheidender Phase  
Nach monatelangen Verhandlungen zeichnet sich eine mögliche Einigung im Rat über Interbankenent-

gelte bei kartengebundenen Zahlungsvorgängen ab. Danach dürfen die Entgelte für inländische Zah-

lungsvorgänge mit der Debitkarte voraussichtlich ein Maximum von 0,2 % des durchschnittlichen Wertes 

aller Transaktionen innerhalb eines Jahres nicht überschreiten. Entgelte bei Zahlungsvorgängen mit der 

Kreditkarte müssen bei unter 0,3 % des Transaktionswertes liegen. Auch bei der überarbeiteten Zah-

lungsdiensterichtlinie drängt die italienische Ratspräsidentschaft auf eine rasche Einigung. Verhandlungs-

bedarf besteht allerdings noch bei der komplexen und höchst kontroversen Frage zu den Rechten und 

den Pflichten dritter Zahlungsanbieter. Das Europäische Parlament hat bereits im April seine Stellung-

nahmen zu beiden Dossiers verabschiedet und wartet nun auf den Rat, um die interinstitutionellen Ver-

handlungen und somit die letzte Phase des legislativen Prozesses einzuleiten. 

  Keine Deckelung der Dispokreditzinsen 
BVR-Vorstand Gerhard Hofmann sowie die Mehrheit der Sachverständigen lehnte in der Anhörung des 

Bundestagsausschusses für Recht und Verbraucherschutz am 24. 9. eine gesetzliche Deckelung der Zinss-

ätze für Dispokredite ab. Solche Preiseingriffe in den funktionierenden deutschen Markt, der ein breites 

Angebot von verschiedenen Kontomodellen zu unterschiedlichen Preisen sicherstellt, wären ungerecht-

fertigt. Der Dispozins ist letztlich nur eine Preiskomponente des Gesamtkontopaketes. Geeigneter er-

scheint hingegen, die Wahrnehmung der Verbraucher zum Dispokredit zu erhöhen. Weitere Transpa-

renzverbesserungen zur Höhe der Zinsen – z. B. im Internet – können auch aus Sicht des BVR hierzu bei-

tragen. Eine Ausweitung der gesetzlichen Informationsanforderungen muss jedoch einen echten Mehr-

wert für den Verbraucher bringen und praktikabel umsetzbar sein (z. B. über den Kontoauszug). Im Falle 

einer gesetzlichen Verpflichtung zur Beratung von Bankkunden, die ihren Dispokredit dauerhaft nutzen, 

sieht der BVR – insbesondere bei entsprechender Dokumentationspflicht – die Gefahr, dass der Dispo-

kredit durch bürokratische Überforderungen nicht mehr mengengeschäftstauglich wäre. Entwicklungen 

wie in der Wertpapierberatung gilt es ausdrücklich zu vermeiden. Der BVR hält vielmehr dauerhaft eine 

Stärkung der finanziellen Allgemeinbildung für am besten geeignet, die Verbraucher vor einer Über-

schuldung zu schützen. 

 
Kleinanlegerschutz: Ja, aber bitte richtig! 
Der BVR begrüßt das Vorhaben, den dringend benötigten Anlegerschutz auf dem Grauen Kapitalmarkt 

auszubauen. Auf Unverständnis und strikte Ablehnung stößt jedoch die vorgezogene Umsetzung von 

Teilen der MiFID II / MiFIR. Hier sollte zunächst die Ausgestaltung des aufsichtsrechtlichen Rahmenwerks 

in der Europäischen Union abgewartet werden, bevor die Umsetzung erfolgt, und nicht voreilig regu-

liert werden. Finanzanlagevermittler sollten – wie die Banken – geltenden aufsichtsrechtlichen Anforde-

rungen (insbesondere dem Wertpapierhandelsgesetz - WpHG) unterworfen und der BaFin unterstellt 

werden. Es ist eine angemessene Übergangsregelung notwendig. 

Der Bundesverband der Deutschen Volksbanken und Raiffeisenbanken (BVR) ist der Spitzenverband 

der genossenschaftlichen Kreditwirtschaft in Deutschland. Dazu zählen die rund 1.080 Volksbanken und 

Raiffeisenbanken, Sparda-Banken, PSD Banken, Kirchenbanken und weitere Sonderinstitute wie die Deut-

sche Apotheker- und Ärztebank. Präsident des BVR ist Uwe Fröhlich. Weitere Mitglieder des Vorstandes 

sind Gerhard Hofmann und Dr. Andreas Martin. Der BVR vertritt bundesweit und international die Inte-

ressen der Genossenschaftlichen FinanzGruppe Volksbanken Raiffeisenbanken. Innerhalb der Gruppe 

koordiniert und entwickelt der BVR die gemeinsame Strategie der Volksbanken und Raiffeisenbanken. Er 

berät und unterstützt seine Mitglieder in rechtlichen, steuerlichen und betriebswirtschaftlichen Fragen. 

Beim BVR ist zudem die Sicherungseinrichtung der genossenschaftlichen FinanzGruppe – das älteste Ban-

kensicherungssystem Deutschlands – angesiedelt. Der BVR ist aktiv in Berlin, Bonn, Brüssel und London. 

Informationen zum BVR und seinen Themen erhalten Sie über politik@bvr.de oder unter +49 (0)30 / 

2021-1605 oder auf der Website www.bvr.de. 

 

  

 

mailto:politik@bvr.de
mailto:politik@bvr.de

